
Dieses Dokument und weitere sind in der Eisenbahnrechts-Datenbank  
(https://www.ird.uni-passau.de/eisenbahnrechts-datenbank) abrufbar. 

 

- 1 - 

 

VGH München, Urt. v. 27.03.2017 – Az.: 22 A 16.40037 

Sachgebiet: Planfeststellungsrecht 

 

Gericht: VGH München 

 

Entscheidungsdatum: 27.03.2017 

  

Aktenzeichen: 22 A 16.40037 

  

ECLI: ECLI:DE:BAYVGH:2017:0327.22A16.40037.0A 

 

Dokumenttyp: Urteil 

Rechtskraft: Ja 

 

Gesetze: GG Art. 14 Abs. 1, Abs. 3 

VwGO § 42 Abs. 2, § 101 Abs. 2, § 113 Abs. 1 S. 
1, § 132 Abs. 2 

 BauGB § 1  

 AEG § 1 Abs. 1 S. 1, § 2 Abs. 6, § 18, § 18 S. 2, 
§ 18 S. 3, § 18b Nr. 3, § 22 

 VwVfG § 74 Abs. 6 S. 1 Nr. 1, § 75 Abs. 1a 

 

Stichworte: Plangenehmigung für die Erneuerung einer Bahnstrom-
fernleitung, Heranrücken eines auf dem Nachbargrund-
stück stehenden, im Zug der Erneuerung der Stromleitung 
versetzten Strommastes an das betroffene eigene Grund-
stück, Überspannung eines Grundstücks mit den Seilen 
der Stromleitung, Abwägungsgebot, schutzmindernde 
Vorbelastung wegen der bestehenden, zu erneuernden 
Leitung, Plangenehmigung, Bahnstromfernleitung, Erneu-
erung, Trassenauswahl, Vorbelastung, Immissionsschutz, 
Elektrosmog, 26. BImSchV, Wertminderung, Sozialbin-
dung 

 

 

 

 

 

file:///C:/Users/FUJI/Downloads/Eisenbahnrechts-Datenbank
https://www.ird.uni-passau.de/eisenbahnrechts-datenbank


  

 

- 2 - 

Tenor: 

I. Die Klagen werden abgewiesen. 
II. Die Kläger tragen je zur Hälfte die Kosten des Verfahrens einschließlich der au-

ßergerichtlichen Kosten der Beigeladenen. 
III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. Die Kläger dürfen die Voll-

streckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des zu vollstre-
ckenden Betrags abwenden, falls nicht die jeweilige Kostengläubigerin vor der 
Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

Tatbestand: 

1 Die Kläger (Eheleute) bewohnen gemeinsam das Haus auf dem Anwesen FINr. 

1472/35 der Gemarkung F ..., das im Alleineigentum der Klägerin zu 1 steht. Sie 

wenden sich gegen die eisenbahnrechtliche Plangenehmigung des Eisenbahn-

Bundesamts (ab hier: EBA) vom 3. August 2016, mit der das EBA auf Antrag der 

Beigeladenen vom 23. März 2011 den Plan für die Erneuerung der 110-kV-

Bahnstromleitung Nr. 419 (ab hier: BL 419) Nürnberg-Ebensfeld im Leitungsab-

schnitt „Unterwerk Nürnberg -Unterwerk Eggolsheim“ genehmigt hat. Die Erneu-

erung der im Jahr 1939 errichteten BL 419 im genannten Leitungsabschnitt be-

steht darin, dass die Stahlmaste wegen ihres durch Alter und Material (Thomas-

Stahl) bedingten Verschleißes durch neue Maste (auf neuen Fundamenten) er-

setzt und außerdem die Leiterseile ausgetauscht werden. Wegen der dem Er-

läuterungsbericht (vom 28.2.2013) zufolge vorzugswürdigen Bauvariante 2 wer-

den hierbei die meisten Maste nicht an derselben Stelle errichtet, sondern ihr 

Standort wird um einige Meter verändert; somit werden 21 der insgesamt 39 

Maste im streitgegenständlichen Leitungsabschnitt in ihrer Position entlang der 

Trasse um einige Meter verschoben, die übrigen Maste bleiben (bis auf 1 Mast, 

der entfernt wird) auf derselben Position. Die meisten alten Fundamente der „ver-

schobenen“ Maste werden vollständig entfernt, einige auch bis auf 1 m oder 2 m 

unter Geländeoberkante zurückgebaut. Die meisten neuen Maste sind höher als 

die alten Maste, einige sind niedriger; auch die „Bodenaustrittsmaße“ der neuen 

Maste sind um einige Zentimeter größer als diejenigen der vorherigen Maste. 

Der Trassenverlauf und die Breite des Schutzstreifens für die BL 419 ändern sich 

dem Erläuterungsbericht und der Plangenehmigung zufolge nicht. Gegenstand 

der Plangenehmigung sind die Änderung bzw. der Rückbau von 22 jeweils unter 

Angabe ihrer Nummer aufgeführten Maste (Plangenehmigung, S. 2 Nr. A.1 und 

S. 5 Nr. B.1.1), nicht aber der in den Lageplänen mitdargestellte Schutzstreifen 

(Plangenehmigung, S. 4 Nr. A.4.2 und S. 5 Nr. B.1.1). Insoweit soll es bei den 

bestehenden auf den Grundstücken lastenden Dienstbarkeiten für die Überspan-

nung bleiben. Das plangenehmigte Vorhaben ist - zumindest im Bereich des 

Grundstücks der Kläger - schon verwirklicht. 
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2 Die Kläger wehren sich dagegen, dass der auf dem nördlich angrenzenden 

Grundstück FlNr. 1478/2 stehende Mast Nr. 8132 im Zug der plangenehmigten 

Erneuerung versetzt wurde (siehe die nebenstehende, nicht genordete Skizze - 

Norden ist „rechts“). Ihr Grundstück erstreckt sich als fast gleichmäßiges Recht-

eck in West-Ost-Richtung; es ist - in Süd-Nord-Richtung - ca. 23 m breit. Die in 

Süd- Nord-Richtung verlaufende BL 419 überspannt das Grundstück in seinem 

östlichen, an die K ...- ...-Straße angrenzenden Bereich; die Mitte der Trasse 

verläuft ca. 7 m neben der östlichen Grundstücksgrenze. Der Abstand von Mast 

Nr. 8132 zum Grundstück der Kläger betrug früher ca. 13 m (Markierung A in der 
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Skizze); im Zug der plangenehmigten Erneuerung der BL 419 wurde er um ca. 

11 m nach Süden verschoben (Markierung N in der Skizze). Die Entfernung vom 

Mast bis zu der ihm zugewandten Giebelseite des Wohnhauses der Kläger be-

trug zuvor (Position A) ca. 32 m und ist jetzt (Position N) ca. 26 m. Die Unterkante 

der Traverse am neuen Mast Nr. 8132 verläuft um 1,47 m höher über dem Erd-

boden als am bisherigen Mast Nr. 8132. Südlich und nördlich des Grundstücks 

der Kläger liegen weitere Wohnanwesen. 

3 Die Klägerin zu 1 verlangte bereits am 28. März 2012 gegenüber dem EBA eine 

Einstellung der Bauarbeiten; der neue Mast Nr. 8132 war zu diesem Zeitpunkt 

aber schon erstellt. Sie äußerte die Befürchtung, das Fundament des Mastes 

reiche über die Grenze zu ihrem Grundstück hinaus; die oberirdisch sichtbaren 

Betonsäulen seien nur 1,45 m von der Grenze entfernt. Sie machte geltend, der 

Mast hätte anstatt nach Süden besser nach Norden, also weiter weg von ihrem 

Grundstück, versetzt werden können. Sie verlange einen neuen Erläuterungsbe-

richt mit Darstellung der Trassenvarianten, zu dem sie sich äußern könne; völlig 

ungeprüft sei die sich aufdrängende Variante geblieben, die verbrauchte Leitung 

in dem dicht besiedelten Wohngebiet ersatzlos abzubauen und andernorts neu 

zu errichten. Die Voraussetzungen für die Zulassung des Vorhabens durch Plan-

genehmigung (anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses) lägen nicht vor. Der 

in den Plänen eingetragene Schutzstreifen beeinträchtige das Grundstück. Die 

Verschiebung des Mastes bedeute für das Grundstück eine erhebliche Sichtbe-

einträchtigung, eine Beeinträchtigung durch Windgeräusche und eine erhöhte 

Verschmutzung durch Vogelkot; dies alles mindere den Grundstückswert gravie-

rend. Am 18. Februar 2016 wiederholten beide Kläger ihre Einwände und be-

mängelten auch, der „vor der Haustüre“ stehende neue Mast sei breiter und hö-

her als der alte, er wirke psychisch belastend und verursache „Elektrosmog“. 

 

4 Die Kläger haben Klage erhoben und sinngemäß beantragt, 

 

5 1. die Plangenehmigung des EBA vom 8. August 2016 für das Vorhaben „Erneu-

erung der 110-kV- Bahnstromleitung Nr. 419 Nürnberg-Ebensfeld, Leitungsab-

schnitt Unterwerk Nürnberg - Unterwerk Eggolsheim“ aufzuheben, 

 

6 2. die Beklagte zu verpflichten, nach der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu 

entscheiden. 

 
 

7 Sie machen die im Verwaltungsverfahren schon vorgebrachten Einwände gel-

tend und bringen weiter vor, die Traverse der Stromleitung sei größer als zuvor. 

Die zu erwartenden Beeinträchtigungen würden das durch Art. 14 GG ge-

schützte Eigentum der Kläger in seinem Kernbereich verletzen. Die Betrach-

tungsweise des EBA (Plangenehmigung S. 40 unten), wonach die Bayerische 

Bauordnung (BayBO) mit den darin enthaltenen Vorschriften über Mindestab-

stände von Bauvorhaben auf Verkehrsanlagen und somit auch auf die 

Bahnstromtrasse nicht anwendbar sei und zudem das Eisenbahnrecht keine Ab-

standsvorschriften enthalte, greife zu kurz und werde vom materiellen Recht 
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nicht gedeckt; sie widerspreche den im Nachbarrecht des BGB geltenden und 

den zum Rechtsinstitut des enteignungsgleichen Eingriffs entwickelten Grunds-

ätzen. 

8 Das EBA räume in der angefochtenen Plangenehmigung auf S. 40 unten ein, 

Trassenvarianten nicht untersucht zu haben; dies sei rechtsfehlerhaft. Wenn im 

Erläuterungsbericht (Abschnitt 1.1) ausgeführt werde, dass die Leitungstrasse 

aus dem Jahr 1939 den heutigen und künftigen Anforderungen nicht mehr ge-

wachsen sei, so hätten dies die Betroffenen so verstanden, dass nur der Abbau 

der Leitung zusammen mit dem Neubau auf einer andern Trasse sinnvoll sei, 

zumal die jetzige Trasse öffentliche Belange schwer beeinträchtige. Denn die 

110-kV-Bahnstromleitung führe durch ein dicht besiedeltes Wohngebiet und ma-

che - im Widerspruch zu § 1 BauGB - eine sinnvolle Stadtplanung unmöglich. 

Weil die Plangenehmigung gemäß § 18b Nr. 3 AEG dieselben Rechtswirkungen 

wie eine Planfeststellung habe, sei ebenso wie bei letzterer zu prüfen, ob Rechte 

Anderer beeinträchtigt würden; diese Pflicht habe das EBA missachtet. 

 

9 Die Beklagte beantragt (Schriftsatz vom 8.11.2016), 

10 die Klagen abzuweisen. 

 

11 Die Plangenehmigung sei rechtmäßig. Ein Planfeststellungsverfahren sei nicht 

geboten gewesen, weil zum Einen (mit Verfügungen vom 5.4.2012 und 1.8.2016) 

festgestellt worden sei, dass das Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprü-

fung – UVP – bedürfe, zum Andern dies auf der Internetseite des EBA öffentlich 

bekanntgegeben worden sei, zum Weiteren die schriftliche Eigentümerzustim-

mung des von der Mastverschiebung (Nr. 8132) betroffenen Nachbarn vorgele-

gen habe und zuletzt die in ihrem Aufgabenbereich betroffenen Träger öffentli-

cher Belange mehrfach im Verfahren beteiligt worden seien. Alle Einwendungen 

der Kläger (die beteiligt worden seien, obwohl eine Rechtspflicht hierzu nicht be-

stehe) seien in der Plangenehmigung (S. 39 bis 44, insbesondere Gesamtabwä-

gung auf S. 42/43) gewürdigt worden; dies gelte für die behaupteten Belästigun-

gen durch Vogelkot und Windgeräusche, die behauptete Wertminderung und vor 

allem den Aspekt der optischen Störung durch den neuen Maststandort, aller-

dings unter Berücksichtigung der Vorbelastung. Einen Anspruch auf Abwehr ei-

ner Sichtbeeinträchtigung gebe es nicht. Die von den Klägern angesprochene 

Frage nach einer anderen Trassenführung sei in der Plangenehmigung mehr-

fach angesprochen worden, auch weil die Stadt F ... die Verschiebung eines Lei-

tungsabschnitts verlangt habe (Nr. B.4.3 unter der lfd. Nr. 2, S. 14/15). Das EBA 

habe zu Recht diese Forderung wegen eines unverhältnismäßigen Verfahrens- 

und Kostenaufwands abgelehnt, ebenso wie eine Verschiebung der ganzen 

Trasse, die zudem erhebliche neue Beeinträchtigungen von Eigentumsrechten 

Dritter sowie öffentlicher Belange (z.B. naturschutzrechtliche Eingriffe) mit sich 

gebracht habe (S. 40 der PG). Bei Verwirklichung des Vorhabens würden die 

gesetzlichen Grenzwerte der 26. BlmSchV sogar deutlich unterschritten werden; 

der Mast selbst verursache gar keinen „Elektrosmog“, lediglich die an ihm hän-

genden Seile hätten überhaupt derartige Wirkungen. Zudem sprächen Fotos und 

Kopien alter Urkunden in den Verfahrensunterlagen dafür, dass das Wohnhaus 
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der Kläger erst nach dem Bau der ursprünglichen 110-kV-Bahnstromleitung ge-

baut worden sei, was die Schutzwürdigkeit der Kläger mindere. 

 

12 Die Beigeladene beantragt (Schriftsatz vom 2.2.2017) gleichfalls, 

13 die Klagen abzuweisen. 

 

14 Soweit die Kläger einen Verfahrensverstoß darin sähen, dass anstelle eines 

Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung ergangen sei, fehle es an 

einer Rechtsverletzung, weil Dritte kein subjektives Recht auf ein Planfeststel-

lungsverfahren hätten. Unabhängig davon sei die Plangenehmigung gemäß § 18 

AEG i.V. mit § 74 Abs. 6 VwVfG zu Recht an Stelle eines Planfeststellungsbe-

schlusses erteilt worden, weil das Vorhaben Rechte anderer nicht oder nur un-

wesentlich beeinträchtige bzw. die Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme 

ihres Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich einverstanden erklärt hät-

ten. Die Planrechtfertigung sei gegeben. Denn die BL 419 habe eine wichtige 

Funktion innerhalb des zentralen Bahnstromleitungsnetzes der DB Energie; die 

Masten der im Jahr 1939 errichteten Leitung seien nach 70 Betriebsjahren ver-

schlissen, nicht mehr auf dem Stand der Technik und daher erneuerungsbedürf-

tig. Rechtserhebliche Abwägungsfehler in Bezug auf die Beibehaltung der 

Trasse und auch hinsichtlich des konkreten Standorts von Mast Nr. 8132 bestün-

den nicht. Die auch von der Stadt F ... verlangte andere Trassenführung hätte 

beträchtliche neue Beeinträchtigungen des Eigentums Dritter und öffentlicher 

Belange, z.B. Eingriffe in die Natur, und damit neue Konflikte in einer ganz an-

deren Qualität und mit erheblich höherem Verfahrens- und Kostenaufwand ge-

genüber dem Ersatzneubau mit sich gebracht. Das EBA habe die Vorbelastung 

des Grundstücks der Kläger gekannt, die sich aus dem für die BL 419 bestehen-

den Leitungsrecht ergebe mit der Folge, dass die Schutzwürdigkeit des Grund-

stücks grundsätzlich gemindert sei. Das EBA habe den Eigentumsinteressen der 

Kläger angesichts der tatsächlichen Vorbelastung kein besonderes Augenmerk 

beizumessen brauchen. Einschränkungen durch höhere Maste, breitere Leiter-

seilführungen und die Verschiebung des Standorts von Mast Nr. 8132 seien 

demgegenüber keine erhebliche weitere Beschwer. Zudem hätten die Kläger ihr 

Wohnhaus erst nach dem Bau der ursprünglichen 110-kV-Hochspannungsfrei-

leitung errichtet und sich der Belastung damit selbst ausgesetzt. Das EBA habe 

sich in der Plangenehmigung ausführlich mit den Einwendungen der Kläger aus-

einandergesetzt. Es habe ihre geltend gemachten Belange gewürdigt, aber letzt-

lich zu Recht als nicht durchgreifend angesehen. 

15 Dies gelte in Bezug auf die optische Wirkung des Mastes; in dessen Verschie-

bung näher zum Anwesen der Kläger liege keine erhebliche Verschlechterung. 

Der Mast beeinträchtige für die Kläger das Sichtfeld nach Osten allenfalls ganz 

geringfügig. Ohnehin sei das Interesse an der Aufrechterhaltung einer bestimm-

ten Aussicht von vornherein kein schutzwürdiger Belang. Hinsichtlich des von 

den Klägern befürchteten „Elektrosmog“ habe die Beigeladene im Verwaltungs-

verfahren nachgewiesen, dass die Anforderungen der 26. BlmSchV (i.d.F. der 

Bekanntmachung vom 14.8.2013 - BGBI. I, S. 3266) in allen Bearbeitungspunk-

ten nicht nur eingehalten, sondern deutlich unterschritten würden. Das 
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Eigentumsrecht (Art. 14 Abs. 1 GG) schütze zwar die Nutzbarkeit des Eigen-

tums. Hoheitlich bewirkte Minderungen des Marktwerts eines Vermögensguts 

berührten aber regelmäßig nicht den Schutzbereich von Art. 14 Abs. 1 GG. Das 

EBA habe daher nicht gesondert berücksichtigen müssen, dass der Verkehrs-

wert des Grundstücks sinken könne. 

16 Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakte und die bei-

gezogenen Verwaltungsverfahrensakten Bezug genommen. 

 

Gründe:  

 

17 Über die Klagen entscheidet der Verwaltungsgerichtshof gemäß § 101 Abs. 2 

VwGO ohne mündliche Verhandlung, nachdem sich die Beteiligten hiermit ein-

verstanden erklärt haben (Schriftsätze der Kläger vom 8.3.2017, der Beigelade-

nen vom 14.3.2017 sowie der Beklagten vom 15.3.2017). 

18 Der mit dem Klageschriftsatz vom 6. September 2016 gestellte Antrag Nr. 1 ist 

unter Berücksichtigung der Klagebegründung, mit der u.a. das Fehlen einer Prü-

fung von Trassenalternativen durch das EBA geltend gemacht wird, so zu ver-

stehen, dass die Kläger die Aufhebung der Plangenehmigung insgesamt – nicht 

nur bezüglich eines bestimmten Abschnitts innerhalb des plangenehmigten Vor-

habens oder nur bezüglich des Mastes Nr. 8132 – begehren. 

19 Der Klageantrag Nr. 2, die Beklagte zur erneuten Entscheidung nach der Rechts-

auffassung des Verwaltungsgerichtshofs zu verpflichten, hat neben dem Antrag 

Nr. 1 keine eigenständige Bedeutung. 

20 Die Klagen sind zulässig; insbesondere ist auch der Kläger zu 2 im Sinn von § 42 

Abs. 2 VwGO klagebefugt. 

21 Die Klägerin zu 1 ist klagebefugt, weil ihr Eigentum (Art. 14 Abs. 1 GG) am 

Grundstück FlNr. 1472/35 dadurch beeinträchtigt sein könnte, dass durch das 

vom EBA plangenehmigte Heranrücken von Mast Nr. 8132 die Nutzbarkeit und 

der Wert des Grundstücks möglicherweise gemindert werden. Es ist auch nicht 

ausgeschlossen, dass dieser Gesichtspunkt seitens des EBA bei der Abwägung 

der widerstreitenden Belange im Plangenehmigungsverfahren rechtsfehlerhaft 

behandelt und damit der Anspruch der Klägerin zu 1 auf gerechte Abwägung 

(§ 18 Satz 2 AEG) verletzt worden ist. Die Möglichkeit einer solchen Rechtsver-

letzung ist entgegen der Ansicht der Beklagten nicht schon deshalb auszuschlie-

ßen, weil sich an der Art und Weise, wie das Grundstück durch die Seile über-

spannt wird, gegenüber dem bisherigen Zustand nichts ändert und der Mast bzw. 

dessen Fundament auch an seinem neuen Standort das Grundstück der Kläge-

rin zu 1 nicht berührt. 

22 Beim Kläger zu 2, der keinen Anteil am Grundstückseigentum hat, ist zwar zu 

berücksichtigen, dass er eine Beeinträchtigung der Nutzung oder der Werthaltig-

keit des Grundstücks FlNr. 1472/35 nicht erfolgreich ins Feld führen kann. Au-

ßerdem haben die Kläger solche Belange, die nicht grundstücksbezogen sind, 

im gesamten Verfahren nur in der Weise thematisiert, dass sie gesundheitliche 

Beeinträchtigungen lediglich schlagwortartig in den Raum gestellt und insoweit 

geltend gemacht haben, der Mast am neuen Standort wirke psychisch belastend 

und verursache „Elektrosmog“. Andererseits erscheint diesbezüglich eine 
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Rechtsverletzung auch des Klägers zu 2 nicht offensichtlich nach jeder Betrach-

tungsweise (vgl. zu diesem Maßstab z.B. BVerwG, U. v. 5.8.2015 - 6 C 9.14 -, 

juris, Rn. 11) ausgeschlossen. Ob ein gesundheitlicher Belang des Klägers zu 2 

in der Abwägung durch das EBA fehlerhaft behandelt worden ist, ist eine Frage 

der Begründetheit. 

23 Die Klagen sind nicht begründet. Die Kläger werden durch die angefochtene 

Plangenehmigung nicht in ihren Rechten verletzt (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

24 Die angefochtene Plangenehmigung leidet an keinem Rechtsfehler, der die von 

den Klägern begehrte Aufhebung oder zumindest die Feststellung von deren 

Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit ganz oder teilweise zur Folge haben 

könnte (§ 18 Satz 3 AEG i.V. mit § 75 Abs. 1a VwVfG). Maßgeblicher Zeitpunkt 

für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist dabei der Zeitpunkt des Erlas-

ses der Plangenehmigung, hier also der 3. August 2016 (vgl. z.B. BayVGH, U. 

v. 12.12.2016 - 22 A 15.40038, juris Rn. 21, BayVGH, U. v. 11.5.2011 - 22 A 

09.40057, juris Rn. 18). 

25 1. Soweit die Kläger sinngemäß einen Verfahrensfehler dergestalt geltend ma-

chen, dass ein Planfeststellungsbeschluss anstelle einer Plangenehmigung 

hätte ergehen müssen, das EBA somit eine rechtlich unzulässige Verfahrensart 

gewählt habe, führt dieser Einwand nicht zum Klageerfolg. 

26 Drittbetroffene haben grundsätzlich kein subjektives Recht auf Durchführung ei-

nes Planfeststellungsverfahrens und können daher auch nicht verlangen, dass 

die zuständige Behörde ein solches auf Grund der von den Drittbetroffenen er-

hobenen materiell-rechtlichen Einwände durchführt. Drittbetroffene können nur 

verlangen, dass ihre materiellen Rechtspositionen gewahrt bleiben. Sie haben 

keinen Anspruch darauf, dass dies in einem bestimmten Verfahren, hier in einem 

Planfeststellungsverfahren, geschieht (BVerwG, U.v. 10.12.2003 - 9 A 73/02 - 

Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 58, juris Rn. 23; BayVGH, U.v. 12.3.2007 - 22 A 

06.40020 - UA S. 8; BayVGH, B.v. 6.5.2015 - 22 AS 15.40002 - Rn. 21). Davon 

unabhängig durfte das EBA eine Plangenehmigung anstelle eines Planfeststel-

lungsbeschlusses erteilen. Nach § 18 Satz 3 AEG i.V. mit § 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 

1 VwVfG darf anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmi-

gung dann erteilt werden, wenn – m neben anderen, vorliegend nicht erörte-

rungsbedürftigen Voraussetzungen – Rechte anderer nicht oder nur unwesent-

lich beeinträchtigt werden oder die Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme 

ihres Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich einverstanden erklärt ha-

ben. Eine nicht mehr nur unwesentliche Beeinträchtigung eines Rechts liegt 

dann vor, wenn direkt Zugriff auf ein fremdes Recht, insbesondere das Eigentum 

genommen wird, nicht dagegen schon dann, wenn Belange Dritter betroffen sind 

und es daher bei einer Raumbeanspruchung und Planung geboten ist, diese Be-

lange in die Abwägungsentscheidung wertend einzubeziehen (vgl. BVerwG, U.v. 

27.11.1996 - 11 A 100.95 - NVwZ 1997, 994, juris Rn. 38, und B.v. 29.12.1994 - 

7 VR 12/94 - juris, Rn. 16, zum Verständnis der damaligen Vorschrift des § 18 

Abs. 2 Nr. 1 AEG). Ein direkter Zugriff auf das Grundstückseigentum der Klägerin 

zu 1 wird durch die angefochtene Plangenehmigung nicht geregelt, auch nicht 

im Hinblick auf den Schutzstreifen. 
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27 2. Die Planrechtfertigung für das streitige Vorhaben ist gegeben. Auch eine ho-

heitliche Planung ist nicht ohne weiteres gerechtfertigt. Vielmehr bedarf ein plan-

festzustellendes Vorhaben wegen seiner Auswirkungen auf die Rechte Dritter 

der gesonderten Prüfung, ob das rechtliche Erfordernis seiner Planrechtfertigung 

erfüllt ist. Dieses gerichtlich uneingeschränkt überprüfbare Erfordernis bezweckt, 

nicht mit den Zielen des jeweiligen Fachplanungsrechts im Einklang stehende 

Vorhaben schon auf einer der Abwägung vorgelagerten Stufe auszuscheiden. 

Das Vorhaben muss, gemessen an diesen Zielen, vernünftigerweise geboten 

sein, geradezu unausweichlich braucht es dagegen nicht zu sein (BVerwG, U.v. 

18.7.2013 - 7 A 4.12 - UPR 2014, 69, Rn. 44). Ein sicherer Eisenbahnbetrieb und 

ein attraktives Verkehrsangebot auf der Schiene – beidem dient ein zuverlässi-

ges Funktionieren der Bahnstromfernleitungen als Teil des Eisenbahninfrastruk-

tur (vgl. § 2 Abs. 6 AEG) – gehören gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 AEG zu den Zwe-

cken des Allgemeinen Eisenbahngesetzes als maßgeblichem Fachplanungsge-

setz; der rechtzeitige Ersatz von altersbedingt verschlissenen Bahnstromfernlei-

tungen ist deshalb „vernünftigerweise geboten“ im Sinn der genannten Vorschrif-

ten und der Rechtsprechung. 

28 3. Materiell-rechtlich können die Kläger keine umfassende gerichtliche Überprü-

fung der Plangenehmigung auf ihre objektive Rechtmäßigkeit (sog. Vollprüfung) 

beanspruchen. Zwar hat die eisenbahnrechtliche Plangenehmigung für Eisen-

bahnbetriebsanlagen, zu denen Bahnstromfernleitungen gehören (vgl. § 18 Satz 

1 AEG), gemäß § 22 AEG enteignungsrechtliche Vorwirkung. Deswegen haben 

die enteignungsbetroffenen Eigentümer einen Anspruch aus Art. 14 Abs. 1 und 

3 GG, von einer nicht dem Wohl der Allgemeinheit dienenden, insbesondere 

nicht gesetzmäßigen Entziehung ihres Eigentums verschont zu werden. Sie kön-

nen grundsätzlich eine umfassende gerichtliche Überprüfung der Plangenehmi-

gung verlangen. 

29 Die vorliegend streitige Plangenehmigung hat indes für die Kläger keine enteig-

nungsrechtliche Vorwirkung. Mit der Plangenehmigung vom 3. August 2016 wird 

weder eine dauerhafte noch eine vorübergehende Inanspruchnahme des Grund-

stücks oder von Teilflächen hieraus verbindlich für ein etwaiges nachfolgendes 

Enteignungsverfahren geregelt; auch Zwangsbelastungen in Gestalt von auf 

dem Grundstück lastenden Dienstbarkeiten für Arbeits- oder Schutzstreifen ent-

lang der Stromleitung hat die vorliegend streitige Plangenehmigung ausdrücklich 

nicht zum Inhalt; der zeichnerischen Darstellung solcher Schutzstreifen im Plan 

misst die Plangenehmigung vielmehr ausdrücklich keine Regelungswirkung bei, 

sondern lediglich nachrichtlichen, der Information dienenden Charakter (vgl. 

Plangenehmigung vom 3.8.2016, S. 4 Verfügung Nr. A.4.2 Satz 2; S. 5, dritter 

Abschnitt; S. 40). Für eine Neubestellung von Dienstbarkeiten für einen Schutz-

streifen oder die Änderung bestehender Dienstbarkeiten in Bezug auf deren 

räumliche Ausdehnung oder ihren Verlauf hat die Vorhabensträgerin keinen Be-

darf gesehen angesichts des Umstands, dass der Trassenverlauf und auch an-

dere für die Breite von Schutzstreifen bestimmende Faktoren (insbesondere die 

Breite der Leiterseilebene) nicht geändert werden. 

30 Für die gerichtliche Prüfung gelten vorliegend vielmehr die Maßgaben, wie sie 

der Verwaltungsgerichtshof im Urteil vom 20. Mai 2014 (22 A 12.40062 - juris 
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Rn. 25 ff.) wie folgt dargelegt hat: Die Kläger haben als nicht enteignungsbe-

troffene Dritte keinen Anspruch auf eine umfassende objektiv-rechtliche Planprü-

fung. Sie sind darauf beschränkt, sich auf die Verletzung drittschützender Rechte 

zu berufen, insbesondere auf das Fehlen der Planrechtfertigung (BVerwG, U. v. 

9.11.2006 - 4 A 2001/06 - NVwZ 2007, 445) oder auf eine Verletzung des Abwä-

gungsgebots (§ 18 Satz 2 AEG) im Hinblick auf ihre eigenen Belange (BVerwG, 

B.v. 23.1.2009 - 9 VR 1/09 - NVwZ-RR 2009, 753; BayVGH, U. v. 17.7.2009 - 22 

A 08.40041 - Rn. 17). Aus dem Abwägungsgebot ergibt sich für nicht enteig-

nungsbetroffene Dritte ein Anspruch auf Berücksichtigung ihrer planungsrecht-

lich relevanten privaten Belange. Dies gilt unabhängig davon, ob es sich dabei 

um subjektive Rechtspositionen handelt. Planungsrechtlich irrelevant und mithin 

nicht abwägungserheblich ist ein Belang, wenn er – objektiv geringwertig oder 

generell oder in gegebenem Zusammenhang – nicht schutzwürdig ist. Nicht 

schutzwürdig ist ein Belang nicht nur dann, wenn er mit der Rechtsordnung nicht 

in Einklang steht, sondern auch, wenn sein Träger sich vernünftigerweise auf die 

mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Veränderungen einstellen musste 

und deswegen nicht auf den Fortbestand einer bestimmten Situation vertrauen 

durfte (BVerwG, U. v. 28.3.2007 - 9 A 17.06 - UPR 2007, 386). Die vorliegend 

beeinträchtigten Belange sind – wie unten noch auszuführen ist – objektiv ge-

ringwertig. 

31 3.1. Rechtserhebliche Abwägungsfehler haften der Entscheidung des EBA, die 

Trasse der Bahnstromfernleitung bei dem (lediglich erforderlichen) Ersatz der 

verschlissenen Masten beizubehalten, nicht an. Die Kläger meinen zwar, ange-

sichts der Notwendigkeit des Ersatzes von Masten und Beseilung wäre ein voll-

ständig anderer, die mit Wohnhäusern bebauten Gebiete schonender Trassen-

verlauf vorzugswürdig gewesen; sie bemängeln, das EBA habe nach seiner ei-

genen Begründung in der angegriffenen Plangenehmigung (S. 40 unten) „keine 

Veranlassung [gesehen], über Trassenvarianten bzw. Trassenverschiebungen 

nachzudenken“. Ein rechtserheblicher Abwägungsfehler ergibt sich daraus nicht. 

32 Eine abwägungsfehlerhafte räumliche Trassenauswahl liegt nur vor, wenn es 

eine alternative Variante gegeben hat, die sich unter Berücksichtigung aller ab-

wägungserheblichen Belange als eindeutig vorzugswürdig aufgedrängt hat oder 

wenn der Planfeststellungsbehörde infolge einer fehlerhaften Ermittlung, Bewer-

tung oder Gewichtung einzelner Belange ein rechtserheblicher Fehler unterlau-

fen ist (vgl. BayVGH, U. v. 24.5.2011 - 22 A 10.40049 - juris, Rn. 29 m.w.N.). 

Eindeutig vorzugswürdig erscheint eine Planungsvariante insbesondere dann, 

wenn sie sich unter Berücksichtigung aller abwägungserheblichen Belange ge-

genüber der plangenehmigten Trasse eindeutig als die bessere, weil öffentliche 

und private Belange insgesamt schonendere Lösung darstellt. Ein Abwägungs-

fehler liegt danach selbst dann nicht vor, wenn eine andere als die plangeneh-

migte Trasse ebenfalls mit guten Gründen vertretbar gewesen wäre. 

33 Vorliegend hat das EBA zwar nicht näher geprüft, ob eine vollständig neue Alter-

nativtrasse für den plangenehmigten Abschnitt in Betracht kommt. Es hat aus-

geführt, die Variantenprüfung habe auf die Bauausführungs-Varianten be-

schränkt werden dürfen. Das EBA hat dies mit rechtlich nicht zu beanstandenden 

Erwägungen begründet. Erkennbar wird aus der Begründung der angegriffenen 
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PG, dass sich für das EBA die Prüfung einer Trassenverlegung (die auch von 

der Stadt F ... verlangt und in diesem Zusammenhang vom EBA angesprochen 

worden ist) deshalb nicht aufgedrängt hat, weil die Planung und Untersuchung 

eines neuen Trassenverlaufs einen unverhältnismäßig hohen Verfahrens- und 

Kostenaufwand verursacht hätte (vgl. PG, S. 15 oben). Ersichtlich hat das EBA 

im Zusammenhang mit den Einwendungen Dritter, die eine Verlegung der 

Trasse verlangt hatten, darauf abgestellt, dass mit der seit Jahrzehnten beste-

henden Trasse zwar Beeinträchtigungen der betroffenen Grundstücke (insbe-

sondere durch Überspannungsrechte und Schutzstreifen) verbunden sind, auf 

die sich die Betroffenen aber eingelassen haben und durch welche die Grund-

stückssituation geprägt wurde (vgl. PG, S. 41 und 43); eine solche prägende, 

rechtlich wie tatsächlich bestehende Vorbelastung mindert im Grundsatz die 

Schutzwürdigkeit der von der Bestandstrasse betroffenen Grundstücke 

(BVerwG, B. v. 22.7.2010 - 7 VR 4.10 - DVBl 2010, 1300, juris Rn. 38; BayVGH, 

U. v. 24.5.2011 - 22 A 10.40049 - juris, Rn. 37 m.w.N.), während andere Anwe-

sen, die bei einer Verlegung der Trasse erstmals betroffen wären, ungeschmälert 

schutzwürdig sind. Eine sich aufdrängende oder naheliegende alternative Stre-

ckenführungen war für das EBA bei diesem Sachverhalt nicht erkennbar und ist 

auch für den Verwaltungsgerichtshof nicht ersichtlich. Auch die Kläger haben 

nicht aufgezeigt, welche Trasse hierfür überhaupt in Betracht hätte kommen kön-

nen und weshalb – aus ihrer Sicht – bei Saldierung der Vorzüge und Nachteile 

das Ergebnis eindeutig für eine Trassenverlegung gesprochen hätte. 

34 Was die – seitens der Kläger nicht bemängelte – bautechnische Variante der 

Erneuerung der verschlissenen Masten (dort, wo es möglich ist) auf neuen, um 

wenige Meter versetzten Fundamenten angeht, ergibt sich aus dem Erläute-

rungsbericht vom Februar 2013, dass diese dort genannte „Variante 2“ gegen-

über der Variante einer Beibehaltung der Standorte („Variante 1“) aus mehreren 

Gründen vorzugswürdig ist. Aus Kostengesichtspunkten, Gründen der Versor-

gungssicherheit während der Bauphase und wegen der geringeren baubeding-

ten Flächeninanspruchnahme ist diese Variante 2 der Variante 1 deutlich über-

legen (vgl. Erläut.bericht, Nr. 4.2 auf S. 10 bis 14). Hiergegen haben die Kläger 

nichts erinnert; Bedenken gegen diese fachliche technische Einschätzung erge-

ben sich auch für den Verwaltungsgerichtshof nicht. 

35 3.2. Auch in Bezug auf konkrete, das Grundstück der Kläger betreffende Nach-

teile sind erhebliche Abwägungsfehler nicht zu erkennen. Das EBA hat unter Nr. 

B.4.3 („Private Einwendung/-en“) auf S. 40/41 ausgeführt, dass der Standort von 

Mast Nr. 8132 samt Fundament (weiterhin) vollständig außerhalb ihres Grund-

stücks liege (aus den Akten ergibt sich nichts Gegenteiliges, auch die Kläger 

bestreiten dies nicht), dass bauordnungsrechtliche Abstandsflächenvorschriften 

mangels Anwendbarkeit der Bayerischen Bauordnung auf Anlagen des öffentli-

chen Verkehrs samt deren Nebenanlagen (Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 BayBO) hier nicht 

gelten und im Eisenbahnrecht keine derartigen Vorschriften bestehen, dass die 

Kläger die Trasse auch bisher schon zu dulden hatten, dass eine zusätzliche 

optische Beeinträchtigung durch die Verschiebung von Mast Nr. 8132 auf dem 

Nachbargrundstück ebenso wie eventuelle stärkere Belästigungen durch Wind-

geräusche und Vogelkot allenfalls geringfügig seien und dass daher insgesamt 
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eine Wertminderung des Grundstücks durch die hier geplante Verschiebung des 

Mastes nahe an die Grundstücksgrenze nicht erkennbar sei. 

36 Diese Würdigung weist Fehler, die im Sinn von § 18 Satz 3 AEG i.V. mit § 75 

Abs. 1a Satz 1 VwVfG erheblich wären, nicht auf. 

37 Was die von den Klägern behauptete unzumutbare und wertmindernde Beein-

trächtigung ihrer Aussicht vom Grundstück aus angeht, steht ihnen insofern 

keine subjektiv-öffentliche Rechtsposition zu. Nur in Ausnahmefällen kann es 

sich hier um einen abwägungserheblichen Belang handeln. Wann die Schwelle 

zur Abwägungserheblichkeit überschritten ist, kann hierbei nicht generell beant-

wortet werden (BayVGH, U. v. 20.5.2014 - 22 A 12.40062 - Rn. 32). Hier liegt 

kein solcher Ausnahmefall vor. Der streitgegenständliche Mast befand und be-

findet sich auch am neuen Standort in östlicher bis nordöstlicher Blickrichtung 

vom Grundstück der Kläger aus gesehen. Die stärker besonnten südlichen und 

westlichen Grundstücksteile sind nicht betroffen. Schon dies spricht gegen eine 

erhebliche optische Beeinträchtigung, erst recht gegen eine Beeinträchtigung 

der Aussicht von solchem Gewicht, dass hieraus psychische Belastungen resul-

tieren könnten. Die Kläger haben nicht ausgeführt, und es ist auch nicht ersicht-

lich, inwiefern bei ihnen eine Besonderheit vorliegen sollte. 

38 Soweit die Kläger eine Gesundheitsbeeinträchtigung durch elektrische und elekt-

romagnetische Felder (auf die sie offenbar mit dem von ihnen verwendeten Be-

griff „Elektrosmog“ abzielen) befürchten, sind den Ausführungen im Erläute-

rungsbericht zufolge, der Teil des genehmigten Plans ist, die Anforderungen der 

Verordnung über elektromagnetische Felder (26. BlmSchV vom 14.8.2013, 

BGBl. S. 3266) bei der technischen Konzeption der Vorhabensträgerin berück-

sichtigt worden; die Anforderungen der 26. BlmSchV werden eingehalten (vgl. 

Erläuterungsbericht vom Feb. 2013, S. 27 Nr. 10.3.4). Die Kläger stellen dies 

nicht in Abrede. 

39 Zwar können die Immissionsschutzbelange von Bürgern auch dann noch abwä-

gungsrelevant sein, wenn die Grenzwerte der 26. BImSchV eingehalten sind, 

solange es sich nicht um objektiv nicht mehr begründbare Befürchtungen han-

delt. Letzteres kann bei nah an Wohnhäusern vorbeiführenden Hochspannungs-

freileitungen nicht angenommen werden (BayVGH, U.v. 19.6.2012 - 22 A 

11.40018/40019 - BayVBl 2013, 631, juris Rn. 29). Dieser Belang wurde indes 

nicht abwägungsfehlerhaft behandelt. Zu berücksichtigen ist dabei, dass die Tra-

verse des neuen Mastes Nr. 8132 einen um 1,47 m größeren Abstand zum Bo-

den als zuvor aufweist, was zu einem höheren Aufhängepunkt der gespannten 

Leiterseile führt und zudem wegen des an das Grundstück der Kläger herange-

rückten Aufhängepunktes aller Wahrscheinlichkeit nach auch einen im Vergleich 

zum vorherigen Zustand größeren Abstand der gespannten Leiterseile von der 

Oberfläche des klägerischen Grundstücks bedingt. Auch im Hinblick auf etwaige, 

trotz der deutlichen Unterschreitung der maßgeblichen Grenzwerte der 26. 

BlmSchV noch verbleibende elektromagnetische Einflüsse erweist sich dem-

nach die streitgegenständliche Versetzung des Mastes für die Kläger nicht als 

nachteilig gegenüber dem bisherigen Zustand, ihrer sogenannten Vorbelastung. 

40 Dass die Beeinträchtigungen durch Vogelkot (Verschmutzung ihres Grund-

stücks) und durch Windgeräusche nennenswert stärker sind als gegenüber dem 
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vorherigen Zustand, haben die Kläger zwar behauptet; es fehlt dafür aber jegli-

cher nachvollziehbarer substantiierter Vortrag. Erst recht ist nicht ersichtlich, 

dass eine etwaige diesbezügliche Verschlechterung ein solches Ausmaß hätte, 

dass sie vom EBA anders hätte gewichtet werden müssen und das Ergebnis der 

Abwägung zugunsten der Kläger hätte beeinflussen können (§ 18 Satz 3 AEG 

i.V. mit § 75 Abs. 1a Satz 1 VwVfG). 

41 Die geltend gemachten Wertminderungen des klägerischen Grundstücks 

schließlich wären Folge der – aus den genannten Gründen vom EBA zu Recht 

nicht als erheblich angesehenen – Beeinträchtigungen der Grundstücksnutzung; 

einen davon losgelösten, selbständigen abwägungserheblichen Belang stellt der 

Marktwert eines Grundstücks nicht dar (vgl. z.B. BVerfG, B. v. 14.1.2007 - 1 BvR 

382/05 - NVwZ 2007, 805 m.w.N.; BVerwG, B. v. 28.2.2013 - 7 VR 13.12 - UPR 

2013, 345, juris Rn. 22 m.w.N.). Ein genereller Schutz vor jedem Wertverlust 

durch Planungen besteht nicht. Gewisse Einbußen sind als Ausdruck der Sozi-

albindung entschädigungslos hinzunehmen, und zwar selbst dann, wenn die Ur-

sächlichkeit durch einen staatlichen Eingriff unzweifelhaft gegeben ist (BayVGH, 

U. v. 19.6.2012 - 22 A 11.40018/40019, a.a.O., Rn. 34 m.w.N.). Dies gilt speziell 

dann, wenn die Planung dem öffentlichen Interesse dient. 

42 Den Klägern ist einzuräumen, dass in der angegriffenen Plangenehmigung (und 

auch im Vortrag der Beigeladenen und der Beklagten) nicht auf ihren – schon im 

Mai 2012 erhobenen – Einwand eingegangen wird, man hätte den streitigen 

Mast Nr. 8132 statt nach Süden auch nach Norden und somit weiter weg von 

ihrem Grundstück versetzen können. Ein solcher Einwand greift aber schon des-

halb nicht durch, weil das Wegrücken von dem einen Grundstück das Näherrü-

cken an ein anderes Grundstück bedeutet, das als Rechtsgut nicht weniger 

schutzwürdig ist. Insoweit ergibt sich zudem aus dem Erläuterungsbericht vom 

Februar 2013, dass die Mindestabstände der Masten zueinander technischen 

Regelwerken (Regelwerk 995 der DB AG, DIN EN 50341) folgen und hierfür u.a. 

Mindestabstände zu Straßen sowie die zulässigen Höchstspannweiten („Wind- 

und Phasenspannweiten“) maßgeblich sind (Erläuter.bericht S. 15 Nr. 6.1 und S. 

17 oben), dass eine Versetzung von Mast Nr. 8132 in die Gegenrichtung der 

systematischen Standortänderung auch bei benachbarten Masten zuwiderge-

laufen wäre (vgl. die Übersicht auf S. 19 des Erläut.berichts) und dass sich im 

Bereich der von den Klägern gewünschten Mastversetzung nach Norden auf 

dem Standortgrundstück FlNr. 1478/2 eine Fernmeldeleitung befindet (sie ist auf 

dem „Lageplan - BL 419 02-35 A“ eigens eingezeichnet, vgl. die obige Skizze im 

Tatbestand, die einen Ausschnitt aus diesem Lageplan wiedergibt). 

43 Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1, § 159 Satz 1, § 162 Abs. 3 

VwGO. Die Beigeladene ist mit ihrem Klageabweisungsantrag ein Kostenrisiko 

eingegangen (§ 154 Abs. 3 VwGO) und hat mit ihrem Sachvortrag das Verfahren 

gefördert; es entspricht daher der Billigkeit im Sinn von § 162 Abs. 3 VwGO, ihre 

außergerichtlichen Kosten den unterlegenen Klägern aufzuerlegen. 

44 Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 2 VwGO, 

§ 708 Nr. 10, § 711 ZPO. 

45 Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keiner der in § 132 Abs. 2 VwGO genann-

ten Zulassungsgründe gegeben ist. 
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